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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Gebäude- und Wohnungszählung 1968 
(Wohnungszählungsgesetz 1968) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


§ 1 

Im Geltungsbereich dieses Gesetzes wird nach den 
Verhältnissen im Monat September 1968 eine Ge- 
bäude- und Wohnungszählung durchgeführt. 


§ 2 

Zur Vorbereitung der Gebäude- und Wohnungs- 
zählung nach § 1 können Probebefragungen sowie 
eine Gebäudevorerhebung durchgeführt werden. 
Nach Abschluß der Gebäude- und Wohnungszäh- 
lung ist die Durchführung von Kontrollbefragungen 
zulässig. 

§ 3 

(1) Die Gebäudezählung erstreckt sich auf: 

1. Wohngebäude 

2. bewohnte Nichtwohngebäude 

3. bewohnte Unterkünfte. 

(2) Bei den Gebäuden nach Absatz 1 werden er- 
faßt: 

1. Name und Anschrift des Eigentümers 
oder an seiner Stelle des Erbbauberechtig- 
ten oder Nießbrauchberechtigten oder des- 
jenigen, der Anspruch auf Übereignung 
des Gebäudes oder auf Einräumung oder 
Übertragung des Erbbaurechts oder des 
Nießbrauchs hat; 

2. die Rechtsstellung des Eigentümers als 
gemeinnütziges Wohnungsunternehmen 
oder als Organ der staatlichen Wohnungs- 
politik im Sinne des Gesetzes über die 
Gemeinnützigkeit im Wohnungswesen 
vom 29. Februar 1940 (Reichsgesetzbl. I 
S. 437) ; 

3. Lage, Art und Baujahr; 

4. Art der Wasserversorgung, der Schmutz- 
wasserbeseitigung und der Fäkalienbesei- 
tigung. 

§ 4 

Die Wohnungszählung erstreckt sich auf Woh- 
nungen und Wohngelegenheiten. Es werden gefaßt: 

1. Zahl und Lage der in den Gebäuden (§ 3 
Abs. 1) befindlichen Wohnungen und Wohn- 


gelegenheiten und die Namen der Inhaber so- 
wie bei Wohnungen Angaben darüber, ob es 
sich um Sondereigentum im Sinne des Woh- 
nungseigentumsgesetzes vom 15. März 1954 
(Bundesgesetzbl. I S. 175), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur Änderung und Ergän- 
zung kostenrechtlicher Vorschriften vom 
26. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 861), han- 
delt; 

2. Zahl der Wohnungen, die nach dem Woh- 
nungsbindungsgesetz 1965 vom 24. August 
1965 (Bundesgesetzbl. I S. 945, 954) als öffent- 
lich gefördert gelten; 

3. die Wohnungen und Wohngelegenheiten da- 
nach, ob sie auf Grund eines Mietvertrages 
oder eines ähnlichen Nutzungsverhältnisses 
genutzt werden, oder ob sie der Eigentümer 
des Gebäudes oder der Wohnung selbst be- 
wohnt, oder ob sie auf Grund Nießbrauchs, 
einer beschränkten persönlichen Dienstbar- 
keit oder eines Dauerwohnrechts genutzt wer- 
den; 

4. Größe und Ausstattung; 

5. Zahl und Größe der Räume und Art ihrer Nut- 
zung; Vorhandensein eines Wohnungsab- 
schlusses; 

6. Dauer der Nutzung; Dauer und Gründe des 
Leerstehens; 

7. bei Mietwohnungen: 

Einzugsjahr des Mieters, Höhe der monat- 
lichen Miete, Höhe der Vergütung für Son- 
derleistungen, Höhe der finanziellen Voraus- 
leistungen des Mieters und deren Auswirkung 
auf die Miete; 

8. bei Wohnungen und Wohngelegenheiten: 

Zahl der Wohnparteien und Zahl der Perso- 
nen in der Wohnung oder Wohngelegenheit. 
Außerdem werden bei jeder Wohnpartei er- 
faßt: 

a) Name, Geschlecht, Staatsangehörigkeit und 
soziale Stellung des Vorstandes der Wohn- 
partei sowie die Angabe, ob er Unter- 
mieter ist; 

b) Angaben darüber, ob der Vorstand der 
Wohnpartei Vertriebener oder Deutscher 
aus der sowjetischen Besatzungszone 
Deutschlands oder dem Sowjetsektor von 
Berlin ist; 

c) Zahl der minderjährigen unverheirateten 
und der übrigen zur Wohnpartei gehören- 
den Personen. 
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Bei zusammenwohnenden Eheleuten, die in den 
Jahren 1963 bis einschließlich 1967 die Ehe ge- 
schlossen haben, werden das Jahr der Eheschließung 
und die Zahl ihrer Kinder erfaßt. 


§ 5 

Auskunftspflichtig sind 

1. für die Angaben nach § 3 Abs. 2 und § 4 
Nr. 1 und 2: 

die Eigentümer oder Gebäudeverwalter oder 
die sonstigen in § 3 Abs. 2 Nr. 1 bezeichneten 
Personen; 

2. für die Angaben nach § 4 Nr. 3: 

die nach Nummer 1 Auskunftspflichtigen und 
die Inhaber der Wohnungen und Wohnge- 
legenheiten; 

3. für die Angaben nach § 4 Nr. 4 bis 8 Satz 1: 

a) bei nicht bewohnten Wohnungen die nach 
Nummer 1 Auskunftspflichtigen, 

b) bei Wohnungen, die von Angehörigen aus- 
ländischer Streitkräfte privatrechtlich ge- 
mietet sind, die Vermieter, 

c) im übrigen die Inhaber der Wohnungen 
oder Wohngelegenheiten; 

4. für die Angaben nach § 4 Nr. 8 Sätze 2 und 3: 
die Vorstände oder die volljährigen Mitglie- 
der der Wohnparteien. 


§ 6 

Die Ergebnisse der in § 1 bezeichneten Zählung 
können für bestimmte Gemeinden nach Blöcken 
und Blockseiten aufbereitet werden; das Nähere 
bestimmt die nach Landesrecht zuständige oberste 
Landesbehörde. 

§ 7 

(1) Zur Durchführung der in § 1 bezeichneten 

Zählung können ehrenamtliche Zähler bestellt wer- j 
den. I 

(2) Zur Übernahme der ehrenamtlichen Zähler- j 
tätigkeit ist jeder Deutsche im Alter von 18 bis 65 j 


Jahren verpflichtet. Wer aus gesundheitlichen oder 
anderen wichtigen Gründen zur Übernahme der 
Zählertätigkeit außerstande ist, ist befreit. Es ist 
zulässig, Deutsche, die älter als 65 Jahre sind und 
sich freiwillig zur Übernahme der Zählertätigkeit 
bereit erklären, zum ehrenamtlichen Zähler zu be- 
stellen. 

(3) Der Zähler ist berechtigt und verpflichtet, die 
notwendigen Eintragungen selbst vorzunehmen, so- 
weit dies zur Erfüllung des Zählungszwecks erfor- 
derlich und der Auskunftspflichtige hiermit einver- 
standen ist. 


§ 8 

(1) Der Bund, die Länder, die Gemeinden, Ge- 
meindeverbände und sonstige Körperschaften des 
öffentlichen Rechts sind verpflichtet, ihre Bedienste- 
ten auf Anforderung der Erhebungsstellen für die 
Zählertätigkeit zur Verfügung zu stellen. 

(2) Eine lebenswichtige Tätigkeit öffentlicher 
Dienste darf durch diese Verpflichtung nicht unter- 
brochen werden. 


§ 9 

Den zuständigen Behörden der Länder, Gemein- 
den und Gemeindeverbände dürfen Einzelangaben 
über die nach den §§ 3 und 4 Nr. 1 bis 3 erfaßten 
Sachverhalte für Zwecke der Landes- und Regional- 
planung sowie des Städtebaus zugänglich gemacht 
werden; § 12 Abs. 1, 3 und 4 und § 13 Abs. 1 bis 4 
des Gesetzes über die Statistik für Bundeszwecke 
gelten entsprechend. 


§ 10 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 11 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Seit der Währungsreform sind rund 9 l A> Millionen 
Wohnungen wiederaufgebaut und neu gebaut wor- 
den. Das ist nahezu die Hälfte des gesamten gegen- 
wärtigen Wohnungsbestandes in der Bundesrepu- 
blik. 

Die überdurchschnittlichen Wohnungsbauleistungen 
dieses Zeitabschnitts waren notwendig, um die 
durch Kriegseinwirkung zerstörten Wohnungen zu 
ersetzen und für die in die Bundesrepublik ein- 
geströmten Heimatvertriebenen, Flüchtlinge und 
Aussiodler Wohnungen zu schaffen. Darüber hinaus 
ist nicht nur aus der normalen Bevölkerungsent- 
wicklung, sondern auch im Zuge der wirtschaft- 
lichen Umstrukturierung und der zunehmenden Ver- 
städterung laufend neuer Wohnungsbedarf entstan- 
den. Schließlich hat auch die allgemeine Steigerung 
der Einkommen zu höheren Wohnansprüchen ge- 
führt. 

Nachdem der drückende Nachholbedarf zum Aus- 
gleich der Kriegsverluste und zur Eingliederung der 
Heimatvertriebenen, Flüchtlinge und Aussiedler 
zum überwiegenden Teil gedeckt ist, tritt der Woh- 
nungsbau allmählich in eine neue Entwicklungs- 
phase. Neben der Deckung des aus der demographi- 
schen Entwicklung und aus der Binnenwanderung 
entstehenden neuen Bedarfs werden die angemes- | 
sene wohnliche Unterbringung der in der Woh- ! 
nungsversorgung zurückgebliebenen Bevölkerungs- ; 
kreise, die qualitative Verbesserung des Woh- j 
nungsbestandes allgemein und der Ersatz für den 
laufenden Abgang von Wohnungen stärker in den j 
Vordergrund treten. In diesem sich anbahnenden ! 
Wandel ist eine neue, regional tief gegliederte sta- 
tistische Bestandsaufnahme im Bereich des Woh- 
nungswesens nicht nur für wohnungspolitische, 
städtebauliche und wirtschaftspolitische Entschei- 
dungen, sondern auch für die Dispositionen der 
Wohnungs- und Bauwirtschaft selbst vordringlich 
geworden. Die Wohnungs- und Städtebaupolitik des 
nächsten Jahrzehnts wird mit auf den Ergebnissen 
der vorgesehenen Totalzählung aufbauen müssen. 
Die letzte totale Gebäude- und Wohnungszählung 
hat 1956 stattgefunden. Seither sind fast 6 Millionen 
Wohnungen neu gebaut worden. Zu keiner Zeit ha- 
ben sich innerhalb eines Zeitraums von 12 Jahren 
so starke Wandlungen in Art und Qualität des 
Wohnungsbestandes, in der Wohnungsversorgung 
sowie in den Wohn- und Mietverhältnissen ergeben 
wie seit Mitte der fünfziger Jahre. 

Im Rahmen der Volks- und Berufszählung des Jah- 
res 1961 ist auch eine Gebäudezählung mit weni- 
gen wohnungsstatistischen Feststellungen durchge- 
führt worden. Diese Erhebung hat jedoch nur zu 
einigen Teilaspekten statistisches Material erbracht. ' 
Auch ist dieses Material wie die Ergebnisse der j 
Wohnungszählung 1956 — inzwischen veraltet. Die 


Fortschreibung des Wohnungsbestandes auf Grund 
der Bautätigkeitsstatistik, die an die Ergebnisse 
der Zählung 1961 anknüpft, weist mit zunehmendem 
zeitlichen Abstand von der Zählung immer größere 
Fehler auf, da die Bautätigkeitsstatistik nur einen 
Teil der tatsächlichen Veränderung des Wohnungs- 
bestandes erfassen kann. 

Aus der 1%-Wohnungsstichprobe 1965 steht über 
die Struktur des Wohnungsbestandes, über Woh- 
nungswünsche und Einkommensverhältnisse wich- 
tiges Datenmaterial zur Verfügung. Die Stichprobe 
kann aber keine Ergebnisse liefern, die regional 
tiefer als bis zu den Ländern gegliedert sind; außer- 
dem gewinnen ihre Ergebnisse erst in der Verzah- 
nung mit der allgemeinen Wohnungszählung ihren 
vollen Wert. Mit der Wohnungszählung 1968 wird 
eine neue Basis für die Fortschreibung des Woh- 
nungsbestandes und für die dringend erforderlichen 
regionalen Wohnungsversorgungs-, Wohnungsbe- 
darfs- und Wohnungsmarktanalysen geschaffen. Ein 
entsprechend umfassendes statistisches Rüstzeug ist 
für die im Wohnungswesen, im Städtebau und in 
der Regionalplanung, in Verwaltung und Wirt- 
schaft anstehenden Entscheidungen unentbehrlich. 

Das wohnungspolitische Interesse erstreckt sich 
dabei nicht nur auf die wohnungsmäßige Versor- 
gung der Bevölkerung in den einzelnen Gemein- 
den, sondern auch auf die Qualität der Wohnungen, 
auf die Wohnsituation besonderer Bevölkerungs- 
gruppen, wie der Kinderreichen, der jungen Fami- 
lien, der Vertriebenen und Flüchtlinge aus der SBZ 
sowie der ausländischen Arbeitnehmer, und auf das 
sehr differenzierte, nach wie vor in mancher Hin- 
sicht verzerrte Mietengefüge. 

Die Wohnungszählung hat die Aufgabe, u. a. fol- 
gende Feststellungen zu treffen; 

Der Bestand an Wohngebäuden , 

bewohnten Nichtwohngebäuden und Unterkünften 
Nicht nur die Wohnungsbautätigkeit selbst, son- 
dern auch die Maßnahmen zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse und Nutzungsänderungen im 
Zuge der Ausdehnung des tertiären Sektors in den 
Großstädten haben zu erheblichen Veränderungen 
im Gebäudebestand geführt. Eine Neufeststellung 
des Gebäudebestandes ist für die im nächsten Jahr- 
zehnt im Städtebau, in der Stadt- und Dorferneue- 
rung sowie in der Landesplanung zu treffenden Ent- 
scheidungen dringend erforderlich. Dabei interes- 
siert u. a. auch besonders die Frage, welche Fort- 
schritte in der Wasserversorgung und der Schmutz- 
wasser- und Fäkalienbeseitigung erzielt worden 
sind. 

Der Wohnungsbestand 

In noch stärkerem Maße als die Erfassung des Be- 
standes an Gebäuden bedarf der Bestand an Woh- 
nungen und Wohngelegenheiten einer Neufeststel- 
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lung, zumal sich infolge der großen Wanderungs- 
bewegungen und der regen Bautätigkeit in den ver- 
gangenen Jahren an den regionalen Wohnungsmärk- 
ten z. T. große Veränderungen vollzogen haben. Un- 
ter eigenlums- und gesellschaftspolitischen Gesichts- 
punkten ist die Frage von besonderem Interesse, 
welche Fortschritte in der Bildung von Wohnungs- 
eigentum in den einzelnen Teilen des Bundesge- 
biets erzielt werden konnten. Vielfach hat sich die 
Nutzung der Wohnungen geändert und nicht selten 
ist dabei auch Wohnraum für gewerbliche und an- 
dere Zwecke „umgewidmet" worden. In Einfami- 
lienhäusern wurde häufig die Einliegerwohnung in 
die Wohnung des Eigentümers einbezogen. 

Größe und Ausstattung 

der Wohnungen und Wohngelegenheiten 

Die detaillierte Erfassung der Größe, der Ausstat- 
tung und des Typs aller Wohnungen und Wohnge- 
legenheiten ist ein traditionelles Anliegen jeder all- 
gemeinen Wohnungszählung. Die Raumzahl der 
Wohnungen wurde letztmals im Jahre 1956 fest- 
gestellt und konnte nur bis zum Vorliegen der Er- 
gebnisse der Gebäudezählung 1961, die diesen Tat- 
bestand nicht nachwies, fortgeschrieben werden. 
Angaben über die Ausstattung der Wohnungen aus 
einer Totalzählung liegen seit 1950 nicht mehr vor; 
sie werden besonders in regionaler Gliederung drin- 
gend benötigt. Die Planungsaufgaben erfordern 
auch, die Wohnungen und Wohngelegenheiten nach 
Ausstattungsgruppen zu gliedern. Erstmalig wird 
dabei auch die Beschaffenheit aller Wohngelegen- 
heiten untersucht, die durch unterschiedliche Aus- 
stattungsqualität sowohl gute als auch schlechte 
Wohnmöglichkeiten darstellen können. 

Wohnungsmäßige Versorgung der Bevölkerung 

Die Wohnungsversorgung der Bevölkerung steht 
im Mittelpunkt des wohnungspolitischen Interesses. 
Dazu werden — in möglichst tiefer regionaler Glie- 
derung — auch neue Angaben über die Wohnpar- 
teien benötigt. Hierbei sind getrennt die Wohnver- 
hältnisse der kinderreichen Familien und der jun- 
gen Familien zu durchleuchten. Den einzelnen Be- 
völkerungsgruppen wird bei der künftig stärker 
gezielten Wohnungspolitik besondere Aufmerksam- 
keit zu widmen sein. Die Zählung soll darüber hin- 
aus auch Angaben über die Unterbringung der aus- 
ländischen Arbeitnehmer liefern, soweit sie in 
Wohnungen und Wohngelegenheiten untergebracht 
sind. Aus Gründen der Kostenersparnis muß auf 
Angaben über die Unterbringung der Anstaltsbe- 
völkerung verzichtet werden. 

Die Wohnungen ohne Bewohner 

Die volle Funktionsfähigkeit der einzelnen regiona- 
len Wohnungsmärkte ist erst erreicht, wenn im 
Zuge der Fluktuation der Bevölkerung jeweils eine 
gewisse Zahl von Wohnungen leersteht. Deshalb 
soll bei der Wohnungszählung der Ermittlung des 
Bestandes der im Zeitpunkt der Zählung nicht be- 
wohnten Wohnungen besondere Beachtung ge- 
schenkt werden. Es soll festgestellt werden, ob diese 
am Stichtag der Zählung nicht bewohnten Wohnun- 
gen entweder nicht mehr zum Wohnen bestimmt 
oder nur vorübergehend ohne Bewohner sind oder 


bereits vermietet, aber noch nicht bezogen sind 
■ oder nicht vermietet werden konnten, um so die 
! echte Leerraumreserve abgrenzen zu können. 

' Die Mieten 

Um aktuelle und umfassende Angaben über die 
1 Höhe der Mieten zu erhalten, werden erstmals wie- 
der seit 1956 die Mieten total erfaßt. Diese An- 
| gaben erlauben eine Durchleuchtung des gesamten 
I Mietengefüges, die zu den wichtigsten Aufgaben 
| der Wohnungszählung gehört. Mit den Mietfeststel- 
1 hingen wird auch ein wesentlicher Beitrag zur Ver- 
| besserung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
1 nungen und des Preisindex der Lebenshaltung ge- 
leistet. überdies erlauben die Feststellungen über 
die Quadratmetermiete einen regionalen Vergleich 
der Mietenstruktur. 

Die öffentlich geförderten Wohnungen 
Für wohnungspolitische Entscheidungen ist die 
Kenntnis des Anteils der mit öffentlichen Mitteln 
geförderten Wohnungen am Gesamtwohnungsbe- 
stand in den kleineren regionalen Einheiten von 
besonderem Wert. Die Zählung erfaßt außerdem die 
; Größe und die Belegung der Sozialwohnungen. 

| 

Zeitweilig bewohnte Wohnungen 
In immer stärkerem Maße werden von einem Teil 
der Bevölkerung Zweitwohnungen in Anspruch ge- 
nommen. Sie treten vor allem in Erholungsgebieten 
und in den Ballungsgebieten und deren Einzugsbe- 
j reichen auf. Um Fehlschlüsse bei den Überlegungen 
j zur wohnungsmäßigen Versorgung der Bevölkerung 
zu vermeiden, muß auch die Anzahl dieser nur zeit- 
weilig bewohnten Wohnungen (Wochenendhäuser, 

| Ferienwohnungen usw.) ermittelt werden. 

i Fast sämtliche Ergebnisse der Wohnungszählung 
i werden erstmalig für regionale Zwecke kreisweise 
| aufbereitet. Einige wichtige Angaben sollen im Rah- 
| men des allgemeinen Tabellenprogramms auch für 
j jede Gemeinde nachgewiesen werden. Außerdem 
wird Vorsorge getroffen, daß Sonderauswertungen 
für einzelne Gemeinden und kleinere räumliche Ein- 
heiten (z. B. für Stadtbezirke, Straßenzüge, Blöcke 
| oder Blockseiten) geliefert werden können. 

Kosten 

Die voraussichtlichen zusätzlichen Kosten der Woh- 
nungszählung 1968 werden mit insgesamt 36,5 Mil- 
| lionen DM veranschlagt. Hiervon entfallen 1 Mil- 
j lion DM auf den Bund und 35,5 Millionen DM auf 
| die Länder. Die Kosten verteilen sich auf die Rech- 
i nungsjahre 1968, 1969 und 1970 wie folgt: 

Kostenschätzung für die Wohnungszählung 1968 
in Millionen DM 



Kosten 

insge- 

samt 

davon im 
Rechnungsjahr 

1968 | 1969 | 1970 

Bund 

1,0 

0,3 

0,3 

0,4 

Länder 

35,5 

15,0 

14,0 

6,5 

zusammen . . . 

| 36,5 

15,3 

14,3 

6,9 
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Dazu kommen die bei den Gemeinden entstehenden 
Kosten der Erhebung. Sie werden auf 24 Millio- 
nen DM geschätzt. 


B. Besonderer Teil 

Zu § 1 

Die durch § 1 angeordnete Bundesstatistik umfaßt 
eine Gebäude- und Wohnungszählung. Die Ge- 
bäudezählung erstreckt sich auf alle Wohngebäude, 
bewohnten Nichtwohngebäude und bewohnten 
Unterkünfte (§ 3); die Wohnungszählung erfaßt be- 
stimmte Merkmale bei jeder Wohnung und Wohn- 
gelegenheit (§ 4) und den zugehörigen Wohnpar- 
teien (§ 4 Nr. 8). Die Angaben sind auf die Verhält- 
nisse im Monat September 1968 zu beziehen. 

Zu § 2 

Wie die Erfahrung gezeigt hat, sind Probe- und Kon- 
trollbefragungen bei Großzählungen erforderlich, 
um eine höhere Genauigkeit des Zählungsergebnis- 
ses zu erreichen. Durch Probebefragungen lassen 
sich die Fragebogen auf ihre Verständlichkeit und 
die Erhebungsorganisation auf ihre Zweckmäßig- 
keit überprüfen, Mängel rechtzeitig abstellen und 
damit die Zählungsvorbreitungen verbessern. Eben- 
so läßt sich dadurch die Möglichkeit von Einsparun- 
gen erkennen. 

Die Gebäudevorerhebung, d. h. das Ausfüllen von 
Gebäudelisten einige Zeit vor dem Zählungstermin, 
dient der Feststellung der für die Gebäudeerhebung 
Auskunftpflichtigen und ihres Aufenthaltsortes und 
ist damit eine wesentliche Voraussetzung für die 
termingerechte und gründliche Durchführung der 
Zählung. 

Zu § 3 

Hier werden die Merkmale festgelegt, nach denen 
der Gesamtbestand an bewohnten Gebäuden (ein- 
schließlich Unterkünfte) erfaßt wird. Diese Angaben 
bilden zugleich die Grundlage für die Fortschrei- 
bung des Bestandes an Wohngebäuden. 

Aus Gründen der Kostenersparnis ist auf die Er- 
fassung der Anstaltsgebäude und der unbewohnten 
Nichtwohngebäude verzichtet worden. 

Zu § 4 

Hier werden die Merkmale festgelegt, nach denen 
der Bestand an Wohnungen und Wohngelegenhei- 
ten erfaßt wird. Diese Angaben bilden u. a. auch die 
Grundlage für die Fortschreibung des Bestandes an 
Wohnungen. Besonderer Wert wird auf die Feststel- 
lung von Wohnungseigentum gelegt, da sich die 
Zahl der für diesen Zweck vorgesehenen Bauvorha- 
ben im letzten Jahrzehnt ständig erhöht hat und aus 
der laufenden Statistik keine Angaben darüber an- 
fallen. Ebenso ist der gegenwärtige genaue Bestand 
an öffentlich geförderten Sozialwohnungen unbe- 
kannt. Um die Auswirkungen der zahlreichen ge- j 
setzlichen Bestimmungen des Wohnungsbauförde- 
rungsrechtes und etwaiger Änderungen beurteilen 


zu können, wird deshalb das Merkmal der öffent- 
lichen Förderung bei der Totalzählung mit erfaßt 
und ausgewertet. Die Erfassung der Wohnungen 
danach, ob sie von einem Mieter oder vom Eigen- 
tümer des Gebäudes oder der Wohnung genutzt 
werden, gehört zu den traditionellen Aufgaben einer 
Wohnungszählung und dient u. a. zur Abgrenzung 
der Wohnungsmärkte. 

Von außerordentlicher Wichtigkeit für Wohnungs- 
politik, Landes- und Regionalplanung, Stadtfor- 
schung sowie Stadt- und Dorferneuerung ist die ein- 
gehende Kenntnis der Beschaffenheit des Woh- 
nungsbestandes nach gewissen qualitativen Merk- 
malen. Angaben über Größe und Ausstattung erlau- 
ben überdies — in Kombination mit der Belegung 
der Wohnung - — den unerläßlichen Einblick in die 
Wohnverhältnisse der Bevölkerung und vermitteln 
eine Vorstellung über den Wohnungsbedarf. 

Feststellungen über die Wohnungsmiete sollen die 
Mietpreissituation zum Zeitpunkt der Zählung auf- 
zeigen. Die Information hierüber ist, nachdem in 
weiten Teilen des Bundesgebietes die Mieten frei- 
gegeben sind, in ausführlicher und regional tief ge- 
gliederter Form dringend geboten. Von besonderem 
Interesse sind in diesem Zusammenhang die Mie- 
ten für Wohnungen, die in den letzten Jahren be- 
zogen wurden, und die Mieten des Sozialwohnungs- 
bestandes. Die Mietangaben ermöglichen nicht nur 
ein Durchleuchten des regionalen Mietengefüges, 
sie liefern darüber hinaus auch dringend benötigte 
Unterlagen für die volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnungen. 

Die Angaben über die Wohnparteien sind für die 
Darstellung der Wohnverhältnisse erforderlich; sie 
ermöglichen auch, den echten Wohnungsbedarf aus 
den Zählungsergebnissen ablesen zu können. Erst- 
mals ist vorgesehen, die Wohnsituation der kinder- 
reichen und der jungen Familien sowie die der aus- 
ländischen Arbeitnehmer — besonders auch der 
Arbeitnehmer aus den EWG-Ländern — gesondert 
darzustellen. 

Für diese Gruppen ist es heute oft noch sehr schwie- 
rig, innerhalb einer angemessenen Zeitspanne eine 
eigene Wohnung zu finden. Die amtliche Statistik 
soll hier unentbehrliche Unterlagen für die weiteren 
wohnungspolitischen Entscheidungen liefern. 

Ferner wird die wohnungsmäßige Versorgung der 
Vertriebenen und der Deutschen aus der sowjeti- 
schen Besatzungszone Deutschlands und dem Sowjet- 
sektor von Berlin getrennt festgestellt. Diese An- 
gaben werden unter anderem für die Steuerung von 
Maßnahmen für die wohnungsmäßige Eingliederung 
der Vertriebenen und Deutschen aus der sowjeti- 
schen Besatzungszone Deutschlands und dem Sowjet- 
sektor von Berlin benötigt. Der Zustrom dieser Per- 
sonengruppe in das Bundesgebiet umfaßt jährlich 
immer noch 50 000 bis 60 000 Personen, seit der letz- 
ten totalen Wohnungszählung 1956/57 insgesamt 
mehr als 1,8 Millionen. 

Zu § 5 

Diese Vorschrift bestimmt den Kreis der Auskunfts- 
pflichtigen entsprechend den zu erhebenden Sachver- 
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halten und den Möglichkeiten, hierüber am besten 
Auskunft zu geben. 

Bei den Angaben, die zuverlässig nur vom Gebäude- 
eigentümer gemacht werden können, sollen anstelle 
des juristischen Eigentümers beim Vorliegen ent- 
sprechender Verhältnisse auch die Personen heran- 
gezogen werden, die im Besitz des Gebäudes sind 
und wirtschaftlich eine dem Eigentümer vergleich- 
bare Stellung haben. 

Im Regelfall wird für die Angaben über die Woh- 
nungen und Wohngelegenheiten der Inhaber befragt. 
Bei nichtbewohnten Wohnungen ist auf den für die 
Gebäudezählung Auskunftspflichtigen zurückzu- 
greifen. Die Schwierigkeiten, Angehörige der Sta- 
tionierungsstreitkräfte unmittelbar zu befragen, sol- 
len möglichst dadurch vermieden werden, daß man 
an die Vermieter herantritt. 

Zu § 6 

Für regionale Betrachtungen werden in stärkerem 
Maße als bei vorangegangenen gebäude- und woh- 
nungsstatistischen Feststellungen Daten für kleinste 
regionale Einheiten benötigt. Regionalplanung, 
Stadtplanung und Stadtforschung sind auf diese Zäh- 
lungsergebnisse für ihre Strukturuntersuchungen an- 
gewiesen. Die Gebäude- und Wohnungszählung 1968 
kann erstmals bis herab zu Blöcken und Blockseiten 
gegliederte Zahlennachweise liefern. Es ist möglich, 
feingegliederte regionale Ergebnisse nach beliebig 
vorgegebenen Gesichtspunkten aufzubereiten. Dies 
bietet den Planungs- und Forschungsstellen bisher 


nicht bestehende Möglichkeiten. Die Auswertung für 
kleine regionale Einheiten können zumindest die 
größeren Gemeinden nutzen und durch eine vorsorg- 
liche Systematisierung und Verschlüsselung ihrer 
Straßenzüge vorbereiten. 

Zu den §§ 7 und 8 

Die §§ 7 und 8 enthalten Bestimmungen für die 
Übernahme des Zähleramtes, die Tätigkeit der Zäh- 
ler und die Verpflichtungen der Gebietskörperschaf- 
ten und sonstigen Körperschaften des öffentlichen 
Rechts zur Stellung von Zählern. 

Zu § 9 

§ 9 regelt die Weitergabe von Erhebungsunterlagen 
an andere Behörden für Zwecke der Landes- und 
Regionalplanung sowie des Städtebaus. Das mit 
hohem Aufwand erhobene Zahlenmaterial der Ge- 
bäude- und Wohnungszählung soll so weitgehend 
wie möglich ausgewertet und verwendet werden 
können. 

Grundsätzlich gilt für alle mit der Zählung und Auf- 
bereitung befaßten Personen die Geheimhaltungs- 
pflicht nach § 12 des Gesetzes über die Statistik für 
Bundeszwecke. Diese Geheimhaltungspflicht gilt nach 
§ 9 des Gesetzentwurfs auch für die Behörden, denen 
Einzelangaben aus der Zählung zugänglich gemacht 
worden sind. Die Bediensteten dieser Behörden 
unterliegen damit den gleichen strafrechtlichen Be- 
stimmungen wie diejenigen der erhebenden Stellen 
und statistischen Ämter. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Der Bundesrat hält es für erforderlich, die mit 
dem Gesetzentwurf vorgesehene Gebäude- und 
Wohnungszählung im Jahre 1968 durchzuführen. 
Um Fehlplanungen und Fehlinvestitionen zu ver- 
meiden und die verfügbaren Mittel wirksam ein- 
setzen zu können, ist es erforderlich, daß mög- 
lichst bald neue statistische Angaben vorliegen. 
Die statistische Erhebung verursacht aber insbe- 
sondere in den Ländern und Gemeinden so hohe 
Kosten, daß die finanzielle Mehrbelastung von 
ihnen nicht allein getragen werden kann. Der 
Bundesrat kann daher seine Zustimmung zu dem 
Gesetzentwurf nur in Aussicht stellen, wenn der 
Bund den Ländern zum Ausgleich der Mehrbela- 
stung, die ihnen und den Gemeinden durch den 
Gesetzentwurf auferlegt werden, eine Finanzzu- 
weisung in Höhe von 0,50 DM je Einwohner ge- 
währt. Auf die entsprechende Regelung in § 10 


des Volkszählungsgesetzes 1961 (BGBl. I S. 437) 
wird verwiesen. 

2. Zu § 4 

Im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfah- 
rens sollte geprüft werden, ob unter Nr. 8 für die 
Erfassung nicht auch Angaben über die Arbeits- 
bzw. Ausbildungsstätte sowie die Verkehrsmit- 
telbenutzung für die Personen der Wohnpartei 
mit getrennter Wohn- und Arbeits- bzw. Ausbil- 
dungsstätte in dem veranschlagten Kostenrah- 
men vorgesehen werden könnten, um die für 
planerische Zwecke unentbehrliche Ermittlung 
über Umfang, Art und Richtung des Pendelver- 
kehrs sicherzustellen, zumal dadurch Kosten- 
erhöhungen in nennenswertem Umfange nicht 
entstehen dürften. 


Anlage 3 

Stellungnahme der Bundesregierung 
zu dem Beschluß des Bundesrates 


Zu der Entschließung und dem Änderungsvorschlag 

des Bundesrates wird folgendes bemerkt: 

1. Zu der Entschließung 

Zu der Forderung des Bundesrates, der Bund 
solle den Ländern zum Ausgleich der Kosten des 
Gesetzes eine Finanzzuweisung in Höhe von 
0,50 DM je Einwohner gewähren, muß die Bun- 
desregierung auf Artikel 106 Abs. 5 GG hinwei- 
sen. Hiernach kann eine Finanzzuweisung des 
Bundes für zusätzliche Ausgaben, die den Län- 
dern durch ein Bundesgesetz auferlegt werden, 
nur dann gewährt werden, wenn die Belastung 
so groß ist, daß die Voraussetzungen für die Än- 
derung des Beteiligungsverhältnisses an den Ge- 
meinschaftssteuern erfüllt sind. Da die Kosten im 
vorliegenden Fall nach den Schätzungen des Sta- 
tistischen Bundesamtes einschließlich der Kosten 
der Gemeinden insgesamt rund 60 Millionen DM 


betragen, sie sich auf drei Rechnungsjahre und 
in den einzelnen Rechnungsjahren jeweils auf 
alle Länder und Gemeinden verteilen, sieht die 
Bundesregierung diese Voraussetzung hier nicht 
als erfüllt an. Auf § 10 des Volkszählungsgeset- 
zes 1961 kann nicht verwiesen werden, da die 
Verhältnisse anders liegen als bei der damaligen 
Großzählung. 


2 . Zu § 4 Nr. 8 

Die Bundesregierung erklärt sich bereit, im wei- 
teren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu 
prüfen, ob nicht auch die Erfassung und Auswer- 
tung von Angaben über die Mitglieder von 
Wohnparteien mit örtlich getrennter Wohn- und 
Arbeits- bzw. Ausbildungsstätte (Pendler) inner- 
halb des bisher geschätzten Kostenrahmens der 
Wohnungszählung möglich ist. 
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